
RiVASt: Nummer 35 Verdacht einer Auslandsstraftat

Nummer 35  Verdacht einer Auslandsstraftat 
 
(1) 1Stellt eine Behörde fest, dass eine Person, die sich in der Bundesrepublik Deutschland aufhält, in dem 
Verdacht steht, im Ausland eine Straftat begangen zu haben, oder dass sie im Ausland wegen einer 
solchen Tat zu einer Freiheitsstrafe verurteilt worden ist, die sie noch zu verbüßen hat, benachrichtigt sie 
unverzüglich und unmittelbar die Generalstaatsanwaltschaft, und zwar auch dann, wenn die Person nicht 
festgenommen wird. 2Vor der Entscheidung der Generalstaatsanwaltschaft dürfen keine Maßnahmen 
getroffen werden, die eine Auslieferung des Ausländers unmöglich machen würden.

(2) 1Falls die Generalstaatsanwaltschaft damit rechnet, dass die ausländische Behörde die Auslieferung zur 
Verfolgung oder Vollstreckung betreiben wird, berichtet sie ihrer vorgesetzten Behörde und wartet deren 
Weisung ab, sofern sie nicht selbst Bewilligungsbehörde ist. 2Ist sie Bewilligungsbehörde, so fragt sie bei 
der ausländischen Behörde an, ob um vorläufige Festnahme ersucht wird. 3Erfolgt die Anfrage unmittelbar, 
unterrichtet sie nachrichtlich das Bundeskriminalamt über das Landeskriminalamt. 4Unter den 
Voraussetzungen des § 16 Absatz 1 Nummer 2 IRG veranlasst sie – auch ohne ein entsprechendes 
Ersuchen – die Festnahme der Person und beantragt die Anordnung der vorläufigen Auslieferungshaft.


